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KVF-NR Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Nationalrates
UREK-NR Kommission für Umwelt, Raumplanung und Energie des Nationalrates
ZGB Zivilgesetzbuch
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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Strassenverkehr

Le Conseil national a refusé par 105 voix contre 55 de donner suite à l'initiative
parlementaire de Schenk (udc, BE). Elle visait à abolir la disposition de l'ordonnance sur
les règles de la circulation routière, qui donnait la priorité absolue aux piétons sur les
passages cloutés et à réintroduire la disposition en vigueur antécédement (signe de la
main pour annoncer le passage). 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 20.03.2000
PHILIPPE BERCLAZ

Mit einer im März 2021 eingereichten parlamentarischen Initiative forderte Gabriela
Suter (sp, AG), dass Tempo 30 innerorts zur Regel werden solle. Dies führe zu mehr
Sicherheit und Lebensqualität sowie zu einer tieferen Lärmbelastung. Für diese
Reduktion von derzeit generell 50km/h auf generell 30km/h müssten die
entsprechenden Bestimmungen im SVG geändert werden. Die Angst, dass es damit zu
mehr Staus kommen würde, sei unbegründet; Studien hätten gezeigt, dass Tempo 30
vielmehr eine Verflüssigung des Verkehrs bringe, argumentierte Suter.
Die KVF-NR behandelte die Initiative im August 2021. Die Mehrheit (13 zu 10 Stimmen)
beschloss, der Initiative keine Folge zu geben, insbesondere weil das innerörtliche
Tempolimit Sache der Kantone respektive der Gemeinden sei. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 10.08.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Nationalrat Christian Lüscher (fdp, GE) forderte mit einer im Dezember 2021
eingereichten parlamentarischen Initiative, dass nicht nur Velos, sondern auch andere
Zweiräder auf dem Gehsteig abgestellt werden dürfen, solange für Fussgängerinnen
und Fussgänger ein 1,5m breiter Weg frei bleibt. Es sei nicht ersichtlich, weshalb diese
Regelung derzeit nur für Fahrräder gelte, nicht jedoch für Motorroller und ähnliche
Fahrzeuge. Lüscher forderte daher eine entsprechende Änderung des SVG. Die
Initiative wurde im November 2022 zurückgezogen, nachdem diese Regelung im
Rahmen der Änderung des Strassenverkehrsgesetzes zwar debattiert, letztlich jedoch
verworfen worden war. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 06.12.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Die parlamentarische Initiative Suter (sp, AG) für ein Tempolimit von 30 km/h
innerorts stand in der Wintersession 2021 auf der Traktandenliste des Nationalrats.
Gabriela Suter bewarb ihr Anliegen mit dem Argument, dass ein generelles Tempolimit
von 30 km/h anstelle der heute geltenden 50 km/h innerorts für mehr Sicherheit und
weniger Lärm sorgen werde. Zudem würde in den Quartieren die Wohn- und
Aufenthaltsqualität gesteigert.
Kommissionssprecher Kurt Fluri (fdp, SO) erläuterte, dass die Mehrheit der KVF-NR der
Initiative keine Folge geben wolle, da es primär Aufgabe der Kantone und Gemeinden
sei, zu entscheiden, in welchen Gebieten sie Tempo 30 einführen möchten und wo
nicht. Zudem würde die generelle Temporeduktion bauliche Massnahmen und somit
hohe Kosten für die Kantone und Gemeinden mit sich bringen. Die baulichen
Massnahmen seien nötig, um die Verkehrsteilnehmenden dazu zu bringen, sich auch
wirklich an das Tempolimit zu halten. Im Anschluss an diese Diskussion gab der
Nationalrat der Initiative mit 105 zu 79 Stimmen bei 2 Enthaltungen keine Folge, womit
diese erledigt ist. 4

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.12.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

01.01.65 - 01.01.24 1ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Raumplanung und Wohnungswesen

Bodenrecht

Die Züricher Nationalrätin Katharina Prelicz-Huber (gp, ZH) versuchte in der
Sommersession 2022 die restlichen Mitglieder der grossen Kammer von ihrer
parlamentarischen Initiative bezüglich des Zugangs zu Schweizer Seeufer zu
überzeugen. Konkret forderte Prelicz-Huber, dass das ZGB und das RPG so angepasst
werden sollen, dass alle Seen auf Schweizer Boden mit Fusswegen zu erschliessen sind.
Ausserdem sollten die Ufer «ökologisch aufgewertet» werden. Die Initiantin begründete
ihr Anliegen damit, dass Seen wichtige Erholungsgebiete darstellten und deshalb der
Allgemeinheit zugänglich gemacht werden sollten. 

Die Sprecher der vorberatenden UREK-NR, Mathias Jauslin (fdp, AG) und Pierre-André
Page (svp, FR), plädierten im Namen der Kommissionsmehrheit dafür, der Initiative
keine Folge zu geben. Sie argumentierten unter anderem damit, dass es Sache der
Kantone sei, zu entscheiden, wie und in welcher Form die Zugänglichkeit zum Seeufer
gesichert werde. Eine Annahme der Initiative führe deshalb zu unerwünschten
Überschneidungen von Zuständigkeiten. Ausserdem verursache die Initiative hohe
Umsetzungskosten, etwa wegen der Entschädigung von Personen, deren Parzellen in
Anspruch genommen werden sowie durch Baukosten der Fussgängerwege. Nicht zuletzt
sei die Initiative auch ökologisch kontraproduktiv, da der Naturschutz voraussetze, dass
gewisse Räume für den Menschen nicht zugänglich seien. Eine Mehrheit des
Nationalrats schloss sich der Kommissionsmehrheit an und gab der Initiative keine
Folge. Nur zwei Mitglieder der Mitte-Fraktion schlossen sich den geschlossen
stimmenden Fraktionen der Grünen und der SP an, die mit 99 zu 62 Stimmen
unterlagen. 5

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 09.06.2022
ELIA HEER

1) BO CN, 2000, p. 361 ss.
2) Medienmitteilung KVF-NR vom 10.8.21; Pa. Iv. 21.441
3) Pa. Iv 21.506
4) AB NR 2021, S. 2698 ff.
5) AB NR, 2022, S. 1092 ff.
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